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IM NAMEN DER REPUBLIK 

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter in der Verwaltungsstrafsache gegen ***Bf1***, 

***Bf1-Adr***, wegen der Verwaltungsübertretung gemäß § 2 Wiener Parkometergesetz 

2006, Landesgesetzblatt für Wien Nr. 9/2006, in Verbindung mit § 4 Abs. 2 Wiener 

Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006 in der Fassung LGBl. für Wien Nr. 24/2012, 

über die Beschwerde des Beschuldigten vom 28. Dezember 2020 gegen das Straferkenntnis des 

Magistrates der Stadt Wien, Magistratsabteilung 67 vom 14. Dezember 2020, Zahl: 

MA67/206700957577/2020, zu Recht erkannt: 

I. Gemäß § 50 Verwaltungsgerichtsverfahrensgesetz (VwGVG) wird die Beschwerde als 

unbegründet abgewiesen und das angefochtene Straferkenntnis bestätigt.  

II. Gemäß § 52 Abs. 1 und 2 VwGVG hat die beschwerdeführende Partei einen Beitrag zu den 

Kosten des Beschwerdeverfahrens in Höhe von € 12,00 zu leisten.  

III: Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG wird der Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde 

bestimmt. 

IV. Eine Revision durch die beschwerdeführende Partei wegen Verletzung in Rechten nach Art. 

133 Abs. 6 Z 1 B-VG ist gemäß § 25a Abs. 4 VwGG kraft Gesetzes nicht zulässig.  

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine ordentliche Revision durch die 

belangte Behörde nach Art. 133 Abs. 6 Z 2 B-VG nicht zulässig.  

 

 

 

Entscheidungsgründe 

Mit Straferkenntnis vom 14. Dezember 2020, Zahl: MA67/206700957577/2020, hat der 

Magistrat der Stadt Wien,  als belangte Behörde Herrn ***Bf1*** (in weiterer Folge: 
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Beschwerdeführer) angelastet, er habe als Zulassungsbesitzer des Fahrzeuges mit dem 

behördlichen Kennzeichen ***1*** dem ordnungsgemäß zugestellten schriftlichen Verlangen 

der Magistratsabteilung 67 vom 04. September 2020, innerhalb von zwei Wochen ab 

Zustellung Auskunft zu geben, wem er dieses Fahrzeug überlassen gehabt habe, sodass dieses 

am 27. Juli 2020 um 12:25 Uhr in 1140 Wien, Felbigergasse 21, gestanden sei, nicht 

entsprochen. 

Dadurch habe der Beschwerdeführer die Rechtsvorschrift des § 2 in Verbindung mit § 4 Abs. 2 

Parkometergesetz 2006, LGBl. für Wien Nr. 9/2006, in der geltenden Fassung, verletzt.  

Der Tatbestand der verfahrensgegenständlichen Verwaltungsübertretung sei am 25. 

September 2020 am Sitz der anfragenden Behörde in 1200 Wien, Dresdner Straße 81-85, 

verwirklicht worden. 

Wegen dieser Verwaltungsübertretung werde über den Beschwerdeführer gemäß § 4 Abs. 2 

Parkometergesetz 2006 eine Geldstrafe in der Höhe von € 60,00 sowie im Falle der 

Uneinbringlichkeit eine Ersatzfreiheitsstrafe von 14 Stunden verhängt.  

Ferner habe der Beschwerdeführer gemäß § 64 Abs. 2 des Verwaltungsstrafgesetzes 1991 - 

VStG einen Betrag von € 10,00 als Mindestbeitrag zu den Kosten des Strafverfahrens zu zahlen.  

Der zu zahlende Gesamtbetrag (Strafe/Kosten/Barauslagen) betrage daher € 70,00. 

Das Straferkenntnis wurde folgendermaßen begründet: 

„Gemäß § 2 Abs. 1 Gesetz über die Regelung der Benützung von Straßen durch abgestellte 

mehrspurige Kraftfahrzeuge (Parkometergesetz 2006), LGBl. Nr. 09/2006 in der geltenden 

Fassung, hat der Zulassungsbesitzer und jeder, der einem Dritten das Lenken eines 

mehrspurigen Kraftfahrzeuges oder die Verwendung eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges 

überlässt, für dessen Abstellen gemäß Verordnung des Wiener Gemeinderates eine 

Parkometerabgabe zu entrichten war, falls das Kraftfahrzeug in einer gebührenpflichtigen 

Kurzparkzone gemäß § 25 StVO 1960, BGBI. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes 

BGBl. I Nr. 99/2005, abgestellt war, dem Magistrat darüber Auskunft zu geben, wem er das 

Kraftfahrzeug zu einem bestimmten Zeitpunkt überlassen gehabt hat.  

Gemäß § 2 Abs. 2 leg. cit. ist die Auskunft, welche den Namen und die Anschrift der 

betreffenden Person enthalten muss, unverzüglich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung 

binnen zwei Wochen nach Zustellung, zu erteilen, wenn eine solche Auskunft ohne 

entsprechende Aufzeichnungen nicht erteilt werden könnte, sind diese Aufzeichnungen zu 

führen.  

Gemäß § 4 Abs. 2 leg. cit. sind Übertretungen des § 2 als Verwaltungsübertretungen mit 

Geldstrafen bis zu EUR 365,00 zu bestrafen.  

Wie der Aktenlage entnommen werden kann, wurde die Lenkererhebung vom 04.09.2020 durch 

Hinterlegung und Bereithaltung zur Abholung an der Postabgabestelle, mit 10.09.2020 

zugestellt.  
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Die Frist zur Erteilung der Lenkererhebung begann daher am 10.09.2020 und endete am 

24.09.2020. Innerhalb dieser zweiwöchigen Frist wurde der Behörde keine Auskunft erteilt.  

Mittels Strafverfügung vom 08.10.2020 wurde Ihnen die gegenständliche 

Verwaltungsübertretung ausgelastet.  

In Ihrem Einspruch wendeten Sie im Wesentlichen ein, dass die Lenkerauskunft per Post an die 

MA 67 übermittelt und daher keine Rechtsvorschrift verletzt worden wäre.  

Mittels Verständigung vom Ergebnis der Beweisaufnahme wurden Ihnen der Sachverhalt und 

die genauen Zustelldaten der Lenkererhebung zur Kenntnis gebracht. und ihnen die Gelegenheit 

geboten, zum angetasteten Sachverhalt Stellung zu nehmen und allfällige, Ihrer Verteidigung 

dienende Beweismittel vorzulegen.  

In Ihrer Stellungnahme führten Sie im Wesentlichen aus, dass die Bekanntgabe des 

Fahrzeuglenkers per Post mit einem normalen Brief erfolgt sei. Nachdem das Organ für die 

Straßenaufsicht 2 Organmandate für das selbe Fahrzeug zur selben Uhrzeit und am selben Platz 

ausgestellt hätte, wäre von Ihnen die Lenkerauskunft zu diesem Fahrzeug für diesen Zeitpunkt 

mit einem Brief an die MA 67 übermittelt worden. Anscheinend gäbe es für die Bearbeitung 

zwei Zuständigkeiten innerhalb der MA 67. Bei einem Bearbeiter sei sie sehr wohl rechtzeitig 

eingelangt und bei dem 2. anscheinend nicht. Da es sich hier anscheinend um ein internes 

logistisches Problem handelt dürfte, könne es auch nur intern geregelt werden. Die 

Strafverfügung sei somit nicht gerechtfertigt.  

Dazu wird Folgendes mitgeteilt:  

Nach der ständigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes gilt eine Eingabe nur dann 

als eingebracht, wenn sie der Behörde wirklich behändigt worden, also ihr tatsächlich 

zugekommen ist.  Diesbezüglich ist die Partei beweispflichtig (Erkenntnis des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 08.06.1984, 84/17/0068 u. V. a.). Die Gefahr des Verlustes einer 

zur Post gegebenen Eingabe an eine Behörde hat der Absender zu tragen (Erkenntnis des 

Verwaltungsgerichtshofes vom 18.11.1975, 765/75). Eingaben gelten danach nur dann als 

eingebracht, wenn sie der Behörde tatsächlich zugekommen sind. Nicht die Übergabe der 

Briefsendung vom Absender an die Post, sondern erst die Übergabe der beförderten 

Schriftstücke von der Post an den Empfänger bewirkt, dass das Anbringen beim Empfänger 

einfangt (Erkenntnis des Verwaltungsgerichtshofes vom 30.03.2006, 2003/15/0011).  

Eine Partei, die entgegen der allgemein zu erwartenden prozessualen Vorsicht eine 

fristgebundene Eingabe nicht „eingeschrieben“ zur Post gibt, nimmt das Risiko auf sich, den von 

ihr nach der Rechtsprechung geforderten Beweis, dass die Eingabe (fristgerecht) eingebracht 

worden ist, nicht erbringen zu können.  
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Der Akteninhalt zeigt, dass die Lenkerauskunft bis zum Ablauf der zweiwöchigen Frist nicht 

erteilt wurde und Sie somit der Ihnen durch das Gesetz auferlegten Verpflichtung nicht 

innerhalb der gesetzten Frist nachgekommen sind.  

Wie eine Überprüfung ergeben hat, wurde seitens der ho. Behörde keine weitere 

Lenkererhebung für eine Beanstandung am 27.07.2020 verschickt.  

Bemerkt wird, dass Ihre bloße Erklärung, der Vorhalt der Ihnen zur Last gelegten 

Verwaltungsübertretung sei nicht richtig, nicht ausreichend ist, diesen zu widerlegen. Vielmehr 

ist es Ihre Aufgabe als Beschuldigter, den konkreten Erhebungsergebnissen nicht nur konkrete 

Behauptungen entgegenzusetzen, sondern entsprechende Beweise vorzulegen. Geschieht dies 

nicht, ist die Behörde in weiterer Folge nicht gehalten, auf Grund allgemein gehaltener 

Einwendungen des Beschuldigten weitere Beweiserhebungen durchzuführen.  

Die Nichterteilung bzw. die unrichtige, unvollständige oder nicht fristgerechte Erteilung dieser 

Lenkerauskunft ist nach § 2 des Parkometergesetzes 2006, LGBI. für Wien Nr. 9/2006, in der 

geltenden Fassung (Verletzung der Auskunftspflicht) strafbar.  

Da zum Tatbestand der Ihnen vorgeworfenen Verwaltungsübertretung weder der Eintritt eines 

Schadens noch einer Gefahr gehört, handelt es sich bei dieser Verwaltungsübertretung um ein 

Ungehorsamsdelikt im Sinne des § 5 Abs. 1 VStG 1991.  

Nach dieser Gesetzesstelle ist Fahrlässigkeit - die im gegenständlichen Fall zur Strafbarkeit 

genügt - bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder bei Nichtbefolgen eines Gebotes dann ohne 

weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand dieser Verwaltungsübertretung der Eintritt eines 

Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und der Täter nicht glaubhaft macht, dass ihn an der 

Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein Verschulden trifft. Es besteht daher in solchen Fällen 

von vornherein die Vermutung eines Verschuldens zumindest in Form fahrlässigen Verhaltens, 

welche jedoch vom Täter widerlegt werden kann. Es ist Sache des Beschuldigten, initiativ alles 

darzulegen, was seiner Entlastung dienen kann.  

Sie brachten keine Gründe vor, um ihr mangelndes Verschulden darzutun, und es waren auch 

aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich, dass Sie an der Begehung der 

Verwaltungsübertretung kein Verschulden träfe, weshalb von zumindest fahrlässigem 

Verhalten auszugehen ist.  

Somit sind sowohl die objektiven als auch subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als 

erwiesen anzusehen. 

Gemäß § 19 Abs. 1 Verwaltungsstrafgesetz 1991 - VStG sind die Bedeutung des strafrechtlich 

geschützten Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat Grundlage für 

die Bemessung der Strafe.  

4 von 10



Seite 5 von 10 
 

 

Die der Bestrafung zugrundeliegende Handlung schädigte in nicht unerheblichem Maße das 

Interesse an der raschen Ermittlung der im Verdacht einer Verwaltungsübertretung stehenden 

Person, dem die Strafdrohung dient, weshalb der objektive Unrechtsgehalt der Tat, selbst bei 

Fehlen sonstiger nachteiliger Folgen, nicht gering war.  

Bei der Strafbemessung wurde berücksichtigt, dass Ihnen der Milderungsgrund der 

verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nach der Aktenlage nicht mehr zu Gute kommt.  

Ungünstige wirtschaftliche Verhältnisse konnten zu Ihren Gunsten nicht angenommen werden, 

da Sie von der eingeräumten Möglichkeit, diese darzulegen, keinen Gebrauch gemacht haben, 

für eine solche Annahme nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt besteht und somit von 

durchschnittlichen Verhältnissen auszugehen war.  

Unter Bedachtnahme auf die Strafzumessungsgründe und den bis EUR 365,00 reichenden 

Strafsatz, den Unrechtsgehalt der Tat und Ihr Verschulden ist die verhängte Geldstrafe, auch bei 

Annahme von ungünstigen wirtschaftlichen Verhältnissen, durchaus angemessen und 

keineswegs zu hoch, zumal sonstige Milderungsgründe nicht hervorgetreten sind.  

Die Auferlegung des Beitrages zu den Kosten des Verfahrens stützt sich auf die zwingende 

Vorschrift des § 64 Abs. 2 VStG.“ 

In der Beschwerde vom 28. Dezember 2020 wurde ausgeführt: 

„Die Daten des Fahrzeuglenkers sind Ihnen mitgeteilt worden, Ihr schreiben von 14.12.2020 ist 

persönlich an mich gerichtet und nicht an die Firma, also haben sie Kenntnis von dem 

Fahrzeuglenker erhalten.“ 

Über die Beschwerde wurde erwogen: 

Mit Schreiben vom 04. September 2020, MA67/206700679066/2020, hat die belangte Behörde 

den Beschwerdeführer aufgefordert innerhalb einer Frist von zwei Wochen ab Zustellung 

darüber Auskunft zu erteilen, wem er als Zulassungsbesitzer das mehrspurige Kraftfahrzeuges 

mit dem behördlichen Kennzeichen ***1*** überlassen gehabt habe, sodass es am 27. Juli 

2020 um 12:25 Uhr in 1140 Wien, Felbigergasse 21, gestanden sei. 

§ 17 Zustellgesetz normiert: 

"(1) Kann das Dokument an der Abgabestelle nicht zugestellt werden und hat der Zusteller 

Grund zur Annahme, daß sich der Empfänger oder ein Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 

regelmäßig an der Abgabestelle aufhält, so ist das Dokument im Falle der Zustellung durch den 

Zustelldienst bei seiner zuständigen Geschäftsstelle, in allen anderen Fällen aber beim 

zuständigen Gemeindeamt oder bei der Behörde, wenn sie sich in derselben Gemeinde befindet, 

zu hinterlegen. 
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(2) Von der Hinterlegung ist der Empfänger schriftlich zu verständigen. Die Verständigung ist in 

die für die Abgabestelle bestimmte Abgabeeinrichtung (Briefkasten, Hausbrieffach oder 

Briefeinwurf) einzulegen, an der Abgabestelle zurückzulassen oder, wenn dies nicht möglich ist, 

an der Eingangstüre (Wohnungs-, Haus-, Gartentüre) anzubringen. Sie hat den Ort der 

Hinterlegung zu bezeichnen, den Beginn und die Dauer der Abholfrist anzugeben sowie auf die 

Wirkung der Hinterlegung hinzuweisen. 

(3) Das hinterlegte Dokument ist mindestens zwei Wochen zur Abholung bereitzuhalten. Der 

Lauf dieser Frist beginnt mit dem Tag, an dem das Dokument erstmals zur Abholung 

bereitgehalten wird. Hinterlegte Dokumente gelten mit dem ersten Tag dieser Frist als 

zugestellt. Sie gelten nicht als zugestellt, wenn sich ergibt, daß der Empfänger oder dessen 

Vertreter im Sinne des § 13 Abs. 3 wegen Abwesenheit von der Abgabestelle nicht rechtzeitig 

vom Zustellvorgang Kenntnis erlangen konnte, doch wird die Zustellung an dem der Rückkehr 

an die Abgabestelle folgenden Tag innerhalb der Abholfrist wirksam, an dem das hinterlegte 

Dokument behoben werden könnte." 

Aus dem im Akt befindlichen Zustellnachweis (AS 56 f.) geht hervor, dass das 

Auskunftsbegehren der belangten Behörde bei der Post Geschäftsstelle 2101 hinterlegt und ab 

dem 10. September 2020 zur Abholung bereitgehalten wurde, nachdem die Verständigung von 

der Hinterlegung am 09. September 2020 in die Abgabeeinrichtung eingelegt worden war. 

Der Beschwerdeführer hat die rechtmäßige Zustellung nicht bestritten. 

Die Frist zur Auskunftserteilung begann daher am 10. September 2020 und endete mit Ablauf 

des 24. September 2020. 

Innerhalb dieser zweiwöchigen Frist wurde der belangten Behörde keine konkrete Person 

bekanntgegeben, der das verfahrensgegenständliche Fahrzeug zum Abstellzeitpunkt 

überlassen worden war. 

Der Beschwerdeführer meint aber, er habe die Lenkerauskunft per Post an die 

Magistratsabteilung 67 übermittelt. 

§ 2 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

„(1) Der Zulassungsbesitzer und jeder, der einem Dritten das Lenken eines mehrspurigen 

Kraftfahrzeuges oder die Verwendung eines mehrspurigen Kraftfahrzeuges überlässt, für 

dessen Abstellen gemäß Verordnung des Wiener Gemeinderates eine Parkometerabgabe zu 

entrichten war, hat, falls das Kraftfahrzeug in einer gebührenpflichtigen Kurzparkzone gemäß 

§ 25 StVO 1960, BGBl. Nr. 159/1960, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. 99/2005, 

abgestellt war, dem Magistrat darüber Auskunft zu geben, wem er das Kraftfahrzeug zu einem 

bestimmten Zeitpunkt überlassen gehabt hat. 
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(2) Die Auskunft, welche den Namen und die Anschrift der betreffenden Person enthalten muss, 

ist unverzüglich, im Falle einer schriftlichen Aufforderung binnen zwei Wochen nach Zustellung, 

zu erteilen; wenn eine solche Auskunft ohne entsprechende Aufzeichnungen nicht erteilt 

werden könnte, sind diese Aufzeichnungen zu führen.“ 

Die zitierte Bestimmung sieht keine bestimmte Form für die Erfüllung der Auskunftspflicht vor. 

Dem Zulassungsbesitzer stehen damit verschiedene Handlungsalternativen zur Verfügung. Er 

kann die Auskunft mündlich, schriftlich durch Abgabe in der zuständigen Kanzleistelle, durch 

Einwurf in einen allenfalls vorhandenen Einlaufkasten, per Post, oder auch fernmündlich 

erteilen, wobei er sich auch eines Boten oder Bevollmächtigten bedienen kann. 

All diesen Handlungsalternativen ist aber gemeinsam, daß die Auskunftspflicht erst dann 

ERFÜLLT ist, wenn die geschuldete Auskunft auch tatsächlich bei der Behörde einlangt. 

Erfüllungsort dieser öffentlich-rechtlichen Verpflichtung ist der Sitz der anfragenden Behörde. 

Dort ist die geschuldete Handlung, also die Erteilung der Auskunft vorzunehmen. Das gilt auch 

für eine im Postweg übermittelte schriftliche Auskunft. Die Post ist nur als Hilfsorgan des 

Auskunftspflichtigen zur Beförderung seiner Nachricht anzusehen. Ein Zulassungsbesitzer, 

dessen Auskunft auf dem Postweg verloren gegangen ist, könnte sich auch nicht darauf 

berufen, er habe seiner Auskunftspflicht durch einmalige Postaufgabe bereits genüge getan 

und sei zu einer neuerlichen Auskunftserteilung nicht mehr verpflichtet. 

Aus diesen Überlegungen folgt, daß der Ort, an dem der Täter hätte handeln sollen, jener ist, 

an dem seine öffentlich-rechtliche Verpflichtung zu erfüllen gewesen wäre, im vorliegenden 

Fall also der Sitz des Magistrates der Stadt Wien in Wien (vgl. VwGH, 15. September 1995, 

95/17/0211, mwN). 

Der Beschwerdeführer hat es verabsäumt das Einlangen der von ihm erteilten Lenkerauskunft 

beim Magistrat der Stadt Wien nachzuweisen, er hat somit dem Auskunftsersuchen der 

belangten Behörde nicht entsprochen und den objektiven Tatbestand des § 2 Wiener 

Parkometergesetz 2006 verwirklicht. 

§ 5 VStG normiert: 

"(1) Wenn eine Verwaltungsvorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt, genügt zur 

Strafbarkeit fahrlässiges Verhalten. Fahrlässigkeit ist bei Zuwiderhandeln gegen ein Verbot oder 

bei Nichtbefolgung eines Gebotes dann ohne weiteres anzunehmen, wenn zum Tatbestand 

einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht gehört und 

der Täter nicht glaubhaft macht, daß ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden trifft." 

Die Verletzung der Auskunftspflicht nach § 2 Wiener Parkometergesetz 2006 ist ein 

Ungehorsamsdelikt. Bei Ungehorsamsdelikten hat die Behörde dem Täter nur den objektiven 

Tatbestand nachzuweisen, weil nach § 5 Abs. 1 zweiter Satz VStG in Verbindung mit § 45 Abs. 1 

AVG bei diesen Delikten die Rechtsvermutung für das Verschulden des Täters besteht. Dieser 
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hat glaubhaft zu machen, dass ihn an der Verletzung der Verwaltungsvorschrift kein 

Verschulden trifft und dabei initiativ alles darzutun, was für seine Entlastung spricht, 

insbesondere, dass er solche Maßnahmen getroffen habe, die unter den vorhersehbaren 

Verhältnissen mit Grund die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften erwarten ließen (vgl. 

VwGH 20. Jänner 2016, 2013/17/0033, und die in Walter/Thienel, 

Verwaltungsverfahrensgesetze II2 zu § 5 VStG, E 125 bis E 127 zitierte höchstgerichtliche 

Judikatur). 

Der Beschwerdeführer brachte keine Gründe vor, um sein mangelndes Verschulden darzutun, 

und es waren auch aus der Aktenlage keine Umstände ersichtlich, dass ihn an der Begehung 

der Verwaltungsübertretung kein Verschulden träfe, weshalb von zumindest fahrlässigem 

Verhalten auszugehen ist. 

Somit sind auch die subjektiven Voraussetzungen der Strafbarkeit als erwiesen anzusehen. 

§ 4 Wiener Parkometergesetz 2006 normiert: 

"(2) Übertretungen des § 2 sind als Verwaltungsübertretungen mit Geldstrafen bis zu 365 Euro 

zu bestrafen." 

§ 19 VStG normiert:  

"(1) Grundlage für die Bemessung der Strafe sind die Bedeutung des strafrechtlich geschützten 

Rechtsgutes und die Intensität seiner Beeinträchtigung durch die Tat. 

(2) Im ordentlichen Verfahren (§§ 40 bis 46) sind überdies die nach dem Zweck der 

Strafdrohung in Betracht kommenden Erschwerungs- und Milderungsgründe, soweit sie nicht 

schon die Strafdrohung bestimmen, gegeneinander abzuwägen. Auf das Ausmaß des 

Verschuldens ist besonders Bedacht zu nehmen. Unter Berücksichtigung der Eigenart des 

Verwaltungsstrafrechtes sind die §§ 32 bis 35 des Strafgesetzbuches sinngemäß anzuwenden. 

Die Einkommens- und Vermögensverhältnisse und allfällige Sorgepflichten des Beschuldigten 

sind bei der Bemessung von Geldstrafen zu berücksichtigen." 

Die der Bestrafung zu Grunde liegende Verwaltungsübertretung schädigte in erheblichem 

Maße das als sehr bedeutend einzustufende öffentliche Interesse an der raschen Ermittlung 

der im Verdacht einer Verwaltungsübertretung stehenden Person, wurde doch in den 

vorliegenden Fällen keine Auskunft erteilt und damit die Strafverfolgung des Lenkers eines 

Fahrzeuges, mit dem eine fahrlässige Verkürzung bzw. Hinterziehung der Parkometerabgabe 

begangen wurde, zumindest erschwert. Der objektive Unrechtsgehalt der nicht erteilten 

Lenkerauskünfte erweist sich daher keineswegs als gering. 

Das Ausmaß des Verschuldens kann in Anbetracht der Außerachtlassung der objektiv 

gebotenen und dem Beschwerdeführer zumutbaren Sorgfalt nicht als geringfügig angesehen 
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werden, da weder hervorgekommen noch auf Grund der Tatumstände anzunehmen ist, dass 

die Einhaltung der verletzten Rechtsvorschriften durch den Beschwerdeführer eine besondere 

Aufmerksamkeit erfordert hätte oder dass die Verwirklichung des Straftatbestandes aus 

besonderen Gründen nur schwer hätte vermieden werden können. 

Wie schon die belangte Behörde ausgeführt hat, kommt dem Beschwerdeführer der 

Milderungsgrund der verwaltungsstrafrechtlichen Unbescholtenheit nicht mehr zu Gute 

kommt. Andere Milderungsgründe sind ebenfalls nicht hervorgekommen. 

Für eine ungünstige Einkommens- und Vermögenssituation des Beschwerdeführers besteht 

nach der Aktenlage kein Anhaltspunkt, sodass von durchschnittlichen wirtschaftlichen 

Verhältnissen auszugehen ist. Sorgepflichten sind ebenfalls nicht bekannt geworden und 

können daher nicht berücksichtigt werden. 

Unter Bedachtnahme auf die angeführten Strafbemessungsgründe sowie aus general- und 

spezialpräventiven Erwägungen sind die verhängten Geldstrafen in Höhe von je € 60,00 als 

angemessen und nicht überhöht zu betrachten, da sie ohnehin im unteren Bereich des bis zu € 

365,00 reichenden Strafrahmens angesetzt wurden. 

§ 44 VwGVG normiert: 

„(3) Das Verwaltungsgericht kann von einer Verhandlung absehen, wenn 

3. im angefochtenen Bescheid eine 500 Euro nicht übersteigende Geldstrafe verhängt wurde […] 

und keine Partei die Durchführung einer Verhandlung beantragt hat.“ 

Es konnte von der Durchführung einer mündlichen Verhandlung abgesehen werden, da eine 

solche nicht beantragt und in den angefochtenen Straferkenntnissen eine € 500 nicht 

übersteigende Geldstrafe verhängt wurde.7 

Kostenentscheidung 

Da die Kosten des Verwaltungsstrafverfahrens gemäß § 64 VStG in Höhe von 10% der Strafen 

festzusetzen sind, wurden sie somit in Höhe von € 10,00 korrekt festgesetzt. 

Gemäß § 52 Abs. 1 VwGVG ist in jedem Erkenntnis des Verwaltungsgerichtes, mit dem ein 

Straferkenntnis bestätigt wird, auszusprechen, dass der Bestrafte einen Beitrag zu den Kosten 

des Strafverfahrens zu leisten hat. 

Gemäß § 52 Abs. 2 ist dieser Betrag für das Beschwerdeverfahren mit 20% der verhängten 

Strafe, mindestens jedoch mit zehn Euro zu bemessen. 

Die beschwerdeführende Partei hat daher gemäß § 52 Abs. 2 VwGVG weitere € 12,00 als 

Kostenbeitrag zum verwaltungsgerichtlichen Verfahren zu leisten. 
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Gemäß § 52 Abs. 6 VwGVG sind die §§ 14 und 54b Abs. 1 und 1a VStG sinngemäß anzuwenden. 

Gemäß § 54b Abs. 1 VStG idF BGBl l 2013/33 sind rechtskräftig verhängte Geldstrafen oder 

sonstige in Geld bemessene Unrechtsfolgen binnen zwei Wochen nach Eintritt der Rechtskraft 

zu bezahlen. Erfolgt binnen dieser Frist keine Zahlung, kann sie unter Setzung einer 

angemessenen Frist von höchstens zwei Wochen eingemahnt werden. Nach Ablauf dieser Frist 

ist die Unrechtsfolge zu vollstrecken. Ist mit Grund anzunehmen, dass der Bestrafte zur 

Zahlung nicht bereit ist oder die Unrechtsfolge uneinbringlich ist, hat keine Mahnung zu 

erfolgen und ist sofort zu vollstrecken oder nach Abs. 2 vorzugehen. 

Gemäß § 25 Abs. 2 BFGG hat das Bundesfinanzgericht, soweit dies nicht in der BAO, im ZollR-

DG oder im FinStrG geregelt ist, in seiner Entscheidung zu bestimmen, welche 

Abgabenbehörde oder Finanzstrafbehörde die Entscheidung zu vollstrecken hat.  

Hier erweist sich das Magistrat der Stadt Wien als Vollstreckungsbehörde zweckmäßig, da dem 

Magistrat der Stadt Wien bereits gemäß § 1 Abs. 1 Z 3 VVG die Vollstreckung der von den 

(anderen) Verwaltungsgerichten erlassenen Erkenntnisse und Beschlüsse obliegt (vgl. für viele 

ausführlich BFG 13. 5. 2014, RV/7500356/2014 sowie Wanke/Unger, BFGG § 25 BFGG Anm. 6). 

Zur Unzulässigkeit der Revision 

Gegen diese Entscheidung ist gemäß Art. 133 Abs. 4 B-VG eine Revision nicht zulässig, da das 

Erkenntnis nicht von der Lösung einer Rechtsfrage abhängt, der grundsätzliche Bedeutung 

zukommt, insbesondere weil das Erkenntnis nicht von der Rechtsprechung des 

Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche Rechtsprechung fehlt oder die zu lösende 

Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich 

beantwortet wird. 

Eine solche Rechtsfrage lag verfahrensgegenständlich nicht vor. 

 

Wien, am 29. Jänner 2021 
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